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Beginn:  09.00 Uhr 
Ende:               13.30 Uhr 
Anwesende: siehe Anwesenheitsliste (Anlage I) 



Tagesordnung für die Sitzung des Regionalrates am 23.03.2006 

 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und Beschluss-

fähigkeit des Regionalrates 

2. Feststellung der Tagesordnung 

3. Benennung eines Ratsmitgliedes zur Mitunterzeichnung der Niederschrift 

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Regionalrates am 08.12.2005 

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Regionalrates am 09.02.2006 

5a. Integrierte Gesamtverkehrsplanung NRW – Bestätigung bzw. Ergänzung des Be-
schlusses des Regionalrates zum Regionalen Vorschlag für Maßnahmen des Infra-
strukturbedarfsplans für den Regierungsbezirk Arnsberg vom 09.Februaur 2006 

 Vorlage 01/01/06 Erg. 
 
6. Schwerpunktthema: Erneuerbare Energien – neue rechtliche und tatsächliche Rah-

menbedingungen  
Referat Herr MD Dr. Volkhard Riechmann vom Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand 
und Energie 
– Information 
Vorlage 05/02/06 

 
7. Gemeindefinanzierungsgesetz 2006                                     

– Information  
Vorlage 06/02/06 

 
8. Stadterneuerungsprogramm 2006  

– Beratung  
  Vorlage 07/02/06 
 

9. Fußball-WM 2006 
– Aktueller Sachstand 

  Vorlage 08/02/06 
  

10. Krankenhausinvestitionsprogramm 2005 
– Abwicklung 
Vorlage 09/02/06 

 
11. Dringlichkeitsliste "Gefährdungsabschätzung und Sanierung von Altlasten 2006" 

– Herstellung des Benehmens 
Vorlage 10/02/06 

 
12. Förderprogramm für den Kommunalen Straßen- und Radwegebau 

– Abwicklung Förderprogramm 2005 
Vorlage 11/02/06 

 
13. ÖPNV-Förderprogramm 

– Abwicklung 2005 
Vorlage 12/02/06 
 

14. Regionale Kulturförderung 



– Abwicklung 2005 
– Beratung und Prioritätensetzung 2006 

 Vorlage 13/02/06 
 
15. 2. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regierungsbezirk Arnsberg, Teil-

abschnitt Oberbereich Dortmund – westlicher Teil ( Dortmund / Kreis Unna / Hamm) im 
Bereich des Kreises Unna – (Vogelschutzgebiet Hellwegbörde) 
– Erarbeitungsbeschluss 
Vorlage 14/02/06 
 

16. 21. Änderung des Regionalplanes Teilabschnitt Oberbereich Dortmund - östl. Teil 
(HSK/SO) im Bereich der Stadt Winterberg (Ferienpark) 
– Erarbeitungsbeschluss 
Vorlage 15/02/06 
 

17. 22. Änderung des Regionalplanes Teilabschnitt Oberbereich Dortmund - östl. Teil 
(HSK/SO) im Bereich des Kreises Soest (Vogelschutzgebiet Hellwegbörde) 
– Erarbeitungsbeschluss 
Vorlage 16/02/06 
 

18. 23. Änderung des Regionalplanes Teilabschnitt Oberbereich Dortmund - östl. Teil 
(HSK/SO) im Bereich der Gemeinde Ense (LP V Darstellungen von BSN) 
– Erarbeitungsbeschluss 
Vorlage 17/02/06 
 

19. Arbeitsbericht des Wirtschaftsministeriums zur Rohstoffsicherung 
– Stellungnahme 
Vorlage 18/02/06 
 

20. Wichtige länderübergreifende Verkehrsinfrastrukturprojekte 
– Information 
Vorlage 19/02/06 
 

21. Bestellung eines/einer Bezirksplaners/Bezirksplanerin 
– Benehmensherstellung 
Vorlage 20/02/06 
 

22. Mitteilungen 
 
23. Anfragen 

 
 

zu TOP 1: Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung des Regionalrates und stellt fest, dass 
hierzu ordnungsgemäß eingeladen wurde. 
 
Er begrüßt Herrn Landrat Dr. Schneider als Gastgeber für die heutige Sit-
zung. 

 
Darüber hinaus heißt er Herrn Regierungspräsidenten Diegel und die an-
wesenden Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung willkommen. 

  



Der Vorsitzende kündigt Herrn Ministerialdirigenten Dr. Riechmann vom 
Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Energie als Referenten zu dem Ta-
gesordnungspunkt 6 an. Er begrüßt Herrn Prof. Dr.-Ing. Kail von der Fach-
hochschule Südwestfalen.  
 
Anschließend richtet Herr Dr. Schneider ein Grußwort an die Mitglieder des 
Regionalrates. 

  
zu TOP 2: Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung fest und schlägt vor, den Tagesord-

nungspunkt 6 zu behandeln, sobald der Referent, Herr Dr. Riechmann, einge-
troffen ist. 

   
Die CDU Fraktion beantragt, einen Zusatzbeschluss zum IGVP zu fassen. 
Hierzu hat die Verwaltung die Vorlage 01/01/06 Erg. erstellt, die unter dem 
Tagesordnungspunkt 5a „Integrierte Gesamtverkehrsplanung NRW – Bestäti-
gung bzw. Ergänzung des Beschlusses des Regionalrates zum Regionalen 
Vorschlag für Maßnahmen des Infrastrukturbedarfsplans für den Regierungs-
bezirk Arnsberg vom 09.Februaur 2006“ behandelt werden soll. 
Der Regionalrat stimmt dem Antrag einstimmig zu. 
 
Des weiteren bittet die Verwaltung, den TOP 8 von der Tagesordnung abzu-
setzen. Der Regionalrat beschließt einstimmig, den Tagesordnungspunkt ab-
zusetzen. 
 
Der Vorsitzenden schlägt vor, die Tagesordnungspunkte 15 und 17 zusam-
men zu behandeln. Der Regionalrat stimmt dem Vorschlag einstimmig zu. 
 

zu TOP 3: Zur Mitunterzeichnung der Niederschrift wird das Ratsmitglied Herr Wolfgang 
Ewald benannt. 

  
zu TOP 4: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 

„Der Regionalrat genehmigt die vorgelegte Niederschrift über die Sitzung des 
Regionalrates am 08.12.2005." 

 
zu TOP 5: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt ein Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen vor (s. Anlage II). 
 

Der Regionalrat fasst bei 4 Nein-Simmen und 1 Enthaltung folgenden Be-
schluss: 
„Der Regionalrat genehmigt die vorgelegte Niederschrift über die Sitzung des 
Regionalrates am 09.02.2006." 

 
zu TOP 5a: Der Regionalrat fasst bei 4 Nein-Stimmen folgenden Beschluss: 

 „Der Regionalrat bestätigt bzw. beschließt den Regionalen Vorschlag für Maß-
nahmen des Verkehrsinfrastrukturbedarfsplans für den Regierungsbezirk 
Arnsberg, wie in den Anlagen 2.1, 2.2, 2.3, 2.4 und 2.5 des Berichtes der Be-
zirksregierung Arnsberg an das Ministerium für Bauen und Verkehr NRW vom 
20. Februar 2006 dargestellt.“ 
 

zu TOP 7: Der Tagesordnungspunkt wird vorgezogen. 
Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  

 „Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.“ 
 
zu TOP 8: Der Tagesordnungspunkt wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 



  
zu TOP 9: Der Tagesordnungspunkt wird vorgezogen. 

In der Sitzung der Strukturkommission ist angeregt worden, zum Thema 
Zwangsprostitution im Umfeld der Fußball-WM eine Resolution zu fassen (s. 
Anlage III). 
 
Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
1. Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis. 

2. Der Regionalrat beschließt die als Anlage beigefügte Resolution. 

 
zu TOP 6: Die Verwaltung legt zum Thema „Windkraftanlagen“ eine Tischvorlage vor. 

Die Folien zum Vortrag von Herrn Dr. Riechmann (s. Anlage IV) und der An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (s. Anlage V) zu diesem Tagesord-
nungspunkt sind der Niederschrift beigefügt  
 
Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 

 „Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis. 
Auch ein landesweiter Diskussionsprozess zum regionalplanerischen Umgang 
mit erneuerbaren Energien ist aus Sicht des Regionalrates und der Bezirksre-
gierung Arnsberg wünschenswert.  

Die Bezirksregierung Arnsberg wird beauftragt, die weitere Entwicklung und 
den Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien im Regierungsbezirk zu för-
dern und über die weiteren Entwicklungen zeitnah zu berichten.“ 

 
zu TOP 10: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
 „Der Regionalrat nimmt die Abwicklung des Krankenhausinvestitionspro-

gramms 2005 zur Kenntnis.“ 
 
zu TOP 11: Der Regionalrat fasst bei 1 Nein-Stimme folgenden Beschluss: 

Der Regionalrat erteilt sein Einvernehmen zu der Dringlichkeitsliste „Gefähr-
dungsabschätzung und Sanierung von Altlasten 2006“. 
 

zu TOP 12: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
1. Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis. 

2. Der Regionalrat beschließt 6 prioritäre Maßnahmen zur vorrangigen För-
derung im Programm Kommunaler Radwegebau (lfd. Nr. 4-9 der Anlage 
3). 

 
zu TOP 13: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
 „Der Regionalrat nimmt das Programm ÖPNV – Infrastrukturförderung Abwick-

lung 2005 der Bezirksregierung Arnsberg zur Kenntnis.“ 
 
zu TOP 14: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 

1. Der Regionalrat nimmt die Abwicklung 2005 zur Kenntnis. 
2. Der Regionalrat berät die Projektplanungen zur Regionalen Kulturpolitik 

für das Jahr 2006 
3. Der Regionalrat setzt gem. § 7 (3) LPIG folgende Vorhaben als prioritär 

fest: 
-     Hellweg – ein Lichtweg 
-     Mord am Hellweg 



-     Sauerland-Herbst 2006 (Blechbläserfestival) 
-     Waldskulpturenweg Wittgenstein-Sauerland 
-     Festivalreihe „Die Zwei“ (Hilchenbach –Hagen) 

 
Die Tagesordnungspunkte 15 und 17 werden zusammen beraten. 
   
 Zu TOP 15 fasst der Regionalrat einstimmig folgenden Beschluss: 

1. Die 2. Änderung des Regionalplanes, Regierungsbezirk Arnsberg, Teilab-
schnitt Oberbereich Dortmund - westlicher Teil – (Dortmund/Kreis Un-
na/Hamm) wird entsprechend der Anlagen 1 und 2 erarbeitet. 

 
2. Im Änderungsverfahren werden die in der Anlage 3 unter den Nummern 1 

bis 81 aufgeführten Behörden und Stellen beteiligt. 
 
3. Die Frist, innerhalb derer Bedenken und Anregungen vorgebracht werden 

können, wird auf 3 Monate festgesetzt. 
 

4. Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit gegeben, innerhalb von zwei Monaten 
zu dieser Änderung des Regionalplanes bei der Bezirksplanungsbehörde 
Stellung zu nehmen. 

 
  Zu TOP 17 liegt ein Ergänzungsantrag der CDU Fraktion vor (s. Anlage VI). 
  Der Regionalrat fasst bei 4 Nein-Stimmen folgenden Beschluss: 

1. Die 22. Änderung des Regionalplanes, Teilabschnitt Oberbereich Dort-
mund - östlicher Teil – (Kreis Soest und Hochsauerlandkreis) im Kreis 
Soest wird entsprechend den Anlagen 1, 2a und 2b erarbeitet. 

 
2. Im Änderungsverfahren werden die in der Anlage 3 unter den Nummern 1 

- 85 aufgeführten Behörden und Stellen beteiligt. 
 
3. Die Frist, innerhalb derer Bedenken und Anregungen vorgebracht werden 

können, wird auf 3 Monate festgesetzt. 
 
4. Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit gegeben, innerhalb von 2 Monaten zu 

dieser Änderung des Regionalplanes bei der Bezirksplanungsbehörde 
Stellung zu nehmen. 

 
5. Der Regionalrat stellt fest, dass die 22. Änderung des Regionalplanes in 

dem obigen Teilabschnitt gleichermaßen zur Erfüllung der europarechtli-
chen Verpflichtungen zur Sicherung des gemeldeten EU-Vogelschutz-
gebietes und zur Umsetzung der "Vereinbarung zum Schutz der Wiesen-
weihe und der anderen Offenlandarten in der Hellweg-Börde" dient. 

 
Er fordert die Bezirksregierung auf, auch die anderen sich aus dieser Ver-
einbarung ergebenden Planungsverpflichtungen zeitnah zu erfüllen. So 
soll die bedarfsgerechte Darstellung von Siedlungsbereichen sowie eine 
Sicherung der Abbauflächen der Steine- und Erdenindustrie in der Grö-
ßenordnung eines 50jährigen Bedarfshorizontes innerhalb der Interes-
sengebiete der Vereinbarung ebenfalls baldmöglichst erfolgen. Dies sollte 
im Zuge der Fortschreibung des Regionalplanes, Teilabschnitt Kreis 
Soest und HSK, geschehen, für den im Jahre 2007 der Erarbeitungsbe-
schluss ansteht. 

 



Der Regionalrat bittet die Bezirksregierung um die rechtzeitige Vorberei-
tung der hierfür erforderlichen Planungsarbeiten. 

 
zu TOP 16: Der Regionalrat fasst bei 2 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung folgenden Be-

schluss: 
1. Die 21. Änderung des Regionalplanes, Teilabschnitt Oberbereich Dort-

mund – östlicher Teil (Kreis Soest und Hochsauerlandkreis) in der Stadt 
Winterberg wird entsprechend den Anlagen 1 und 2 erarbeitet. 

 
2. Im Änderungsverfahren werden die in der Anlage 3 unter den Nummern 1 

- 63 aufgeführten Behörden und Stellen beteiligt. 
 

3. Die Frist, innerhalb derer Bedenken und Anregungen vorgebracht werden 
können, wird auf 3 Monate festgesetzt. 

 
4. Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit gegeben, innerhalb von 2 Monaten zur 

21. Änderung des Regionalplanes, Teilabschnitt Oberbereich Dortmund – 
östlicher Teil – bei der Bezirksplanungsbehörde Stellung zu nehmen. 

 
zu TOP 18: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 

1. Die 23. Änderung des Regionalplanes, Teilabschnitt Oberbereich Dort-
mund - östlicher Teil – (Kreis Soest und Hochsauerlandkreis) im Kreis 
Soest wird entsprechend den Anlagen 1 und 2 erarbeitet. 

 
2.  Im Änderungsverfahren werden die in der Anlage 3 unter den Nummern 1 

bis  57 aufgeführten Behörden und Stellen beteiligt. 
 

3.  Die Frist, innerhalb derer Bedenken und Anregungen vorgebracht werden 
können, wird auf 2 Monate festgesetzt. 

 
4.    Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit gegeben, innerhalb von einem Monat 

zu dieser Änderung des Regionalplanes bei der Bezirksplanungsbehörde 
Stellung zu nehmen. 

 
zu TOP 19: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen vor (s. Anlage VII) 
 
Der Regionalrat fasst bei 2 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen folgenden 
Beschluss: 
1. Der Regionalrat nimmt den o. g. Arbeitsbericht zur Kenntnis. 

2. Er gibt zum Arbeitsbericht des Wirtschaftsministeriums zur Rohstoffsiche-
rung folgende Stellungnahme ab: 
Der Regionalrat Arnsberg begrüßt die Vorlage dieses ersten Rohstoffbe-
richtes. Die in ihm enthaltenen grundlegenden Informationen zu den hei-
mischen Steine-und-Erden Rohstoffen sowie zur Rohstoffindustrie sind 
eine wichtige Grundlage für die vorsorgende Rohstoffsicherung im Rah-
men der Regionalplanung. 

 
Auch die im Bericht genannten Eckpunkte einer Neuordnung der planeri-
schen Rohstoffsicherung sind grundsätzlich zu begrüßen. Sie bestätigen 
im Wesentlichen das bestehende System der vorsorgenden Rohstoffsi-
cherung. Allerdings ist einschränkend festzustellen, dass die Überlegung 



des Wirtschaftsministeriums, die verbindliche und konkrete Flächensiche-
rung an einer voraussichtlichen Bedarfsdeckung von 30 Jahren zu orien-
tieren, nicht ausreichend die Situation der vorwiegend mittelständischen 
Unternehmen der Abgrabungsindustrie im Regierungsbezirk Arnsberg be-
rücksichtigt. Diese Überlegung, die sogar eine weitere Einschränkung auf 
15 Jahre zulässt, ist vor dem Hintergrund der Problematik der niederrhei-
nischen Kies- und Sandexporte in die Niederlande entstanden. Im Regie-
rungsbezirk Arnsberg gewinnen die Unternehmen der Abgrabungsindust-
rie jedoch bis auf wenige Ausnahmen Festgesteine (vor allem Kalkstein, 
Grauwacke und Diabas). Da die Gewinnung der Festgesteine einen min-
destens doppelt so hohen Aufwand an Investitionskosten wie die Gewin-
nung von Lockergesteinen (Kies und Sand) erfordert, benötigen die Ab-
grabungsunternehmen der Festgesteinsindustrie eine erheblich längere 
Planungssicherheit als diejenigen Unternehmen, welche Lockergesteine 
gewinnen. 

 
Der gegenwärtige Planungshorizont der vorsorgenden Rohstoffsicherung 
von insgesamt 50 Jahren (25 Jahre in den Abgrabungsbereichen und wei-
tere 25 Jahre in den Reservegebieten) hat sich in der Praxis der Regio-
nalplanung im Regierungsbezirk Arnsberg bewährt. Auch wenn die Be-
messung der Abgrabungsbereiche vordergründig um 5 Jahre erweitert 
würde, so würde sich bei einem Wegfall der Reservegebiete eine Verkür-
zung des Planungshorizonts um 20 Jahre ergeben. 

 
Der Regionalrat Arnsberg fordert deshalb, bei einer Novellierung des 
Landesplanungsrechts den derzeitigen Planungshorizont von insgesamt 
50 Jahren zumindest für die Festgesteinsindustrie beizubehalten. 

 
3. Der Regionalrat behält sich eine weitere Beratung und gfls. Stellungnahme 

in der nächsten Sitzung vor dem Hintergrund der zu erwartenden Stel-
lungnahmen anderer Institutionen zum Arbeitsbericht Rohstoffsicherung 
vor. 

 
zu TOP 20: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen ein Beschlussvorschlag der SPD Frak-

tion (s. Anlage VIII) sowie des Vorsitzenden vor (s. Anlage IX) 
 
Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis und fasst folgende Ent-
schließung: 

Entschließung: 
 
Der Regionalrat Arnsberg begrüßt die gemeinsame Kabinettssitzung der 
Landesregierungen von Hessen und Rheinland-Pfalz am 24. 4. 2006 in Sie-
gen in der Erwartung, dass auch Ländergrenzen überschreitende Verkehrs-
infrastrukturfragen erörtert werden.  
 
Aus Sicht des Regionalrates Arnsberg bedürfen folgende Verkehrsinfrastruk-
turprojekte wegen ihrer herausgehobenen überregionalen Bedeutung der Er-
örterung und ggf. Unterstützung:  
 
Ausbau der Schienenstrecke Dortmund-Kamen-Hamm (IGVP-Vorhaben-
Nr. 11049) als Bestandteil der Strecke Dortmund-Paderborn-Kassel.  
 
Auf der heute zweigleisigen Strecke sind infrastrukturelle Kapazitätsanpas-
sungen dringend notwendig, da die Strecke sowohl für Güter-, Fern- als auch 



für den Nahverkehr von großer Bedeutung ist. Der Regionalrat Arnsberg hat 
bereits in seiner Sitzung am 9. 2. 2006 die nordrhein-westfälische Landesre-
gierung gebeten, mit dem Bund Gespräche zu führen, um die Ausbaumaß-
nahme zu realisieren. Dabei sollte nach unserer Auffassung auch eine ge-
meinsame Kostenlösung nicht ausgeschlossen sein. Zur Vorbereitung dieser 
Gespräche und insbesondere zur Festlegung des erforderlichen Umfangs ei-
ner solchen Ausbaumaßnahme (Viergleisigkeit durchgängig erforderlich?) 
sollten notwendige finanzielle Mittel für notwendige Planungsleistungen be-
reitgestellt werden. Die gemeinsame Betroffenheit der Bundesländer Hessen 
und Nordrhein-Westfalen ist gegeben.  
 
Der Regionalrat fasst bei 4 Nein-Stimmen folgenden Beschluss: 
Bundesfernstraße von Kreuztal-Krombach (NRW) zum „Hattenbacher 
Dreieck“ (Hessen) 
 

• B 508n / B 62n 
 
Die verkehrsplanerische Verknüpfung des Kernraumes Siegen mit dem 
„Altkreis Wittgenstein“ wird gegenwärtig durch die zuständigen Straßen-
baubehörden des Landes Nordrhein-Westfalen auf Grundlage des Bun-
desverkehrswegeplanes 2003 vorgenommen. Vorgesehene Ortsumge-
hungen der Kommunen Kreuztal, Hilchenbach, Erndtebrück und Bad 
Laasphe sowie des Ortsteils Lützel der Stadt Hilchenbach befinden sich in 
unterschiedlichen Planungsstadien und sollen im Zuge der B 62 erfolgen.  
Diese Planungsaktivitäten sollten aus Sicht des Regionalrates zur drin-
gend notwendigen Erschließung des Wittgensteiner Raumes beschleunigt 
vorangetrieben werden.  
 

• Machbarkeitsstudie  
 

In Kooperation mit den nordrhein-westfälischen Partnern (Verkehrsministe-
rium NRW, Kreise Siegen-Wittgenstein und Olpe, südwestfälische Wirt-
schaft) und hessischen Partnern (Hessische Landesregierung, nordhessi-
sche Wirtschaft) wurde eine Studie in Auftrag gegeben, um unter natur-
schutzfachlichen und städtebaulichen Gesichtspunkten einen möglichst 
konfliktarmen Trassenkorridor zu finden, der perspektivisch die Realisie-
rung einer leistungsfähigen Bundesfernstraße zwischen der A 4 / A 45 / 
Hüttentalstraße im Bereich Olpe / Kreuztal-Krombach  (NRW) einerseits 
und der A 5 / A 7 im Raum Hattenbach (Hessen) ermöglicht.  
 
Nach Identifizierung eines solchen Korridors ist beabsichtigt, eine ver-
kehrswirtschaftliche Untersuchung anzuschließen. Die Studie soll im Früh-
jahr 2007 fertiggestellt sein. Im Land Hessen läuft die entsprechende Be-
arbeitung bereits seit dem Herbst 2005.  

 
Eine sachliche Konkurrenz dieser Fernstraßenverbindung zu den genann-
ten Maßnahmen gemäß Bundesverkehrswegeplan (Ortsumgehungen) be-
steht nicht.  

 
 
Ausbau des Verkehrslandeplatzes Kassel-Calden zu einem Verkehrs-
flughafen 
 
Die hessische Landesregierung beabsichtigt, den Verkehrslandeplatz Kassel-
Calden zu einem Verkehrsflughafen auszubauen. Aufgrund der räumlichen 
Distanz von ca. 60 km zum nordrhein-westfälischen Regionalflughafen Pa-



derborn-Lippstadt hegt der Regionalrat erhebliche Befürchtungen, dass die 
derzeit gegebene Wirtschaftlichkeit des Flughafens Paderborn-Lippstadt 
(„schwarze Zahlen“) im Fall der Realisierung des Projektes in Hessen erheb-
lichen Schaden nehmen könnte. Dem Vernehmen nach ist die Realisierung 
von Kassel-Calden nur unter Inanspruchnahme erheblicher öffentlicher Mittel 
möglich. Aufgrund der geringen räumlichen Distanz zwischen Paderborn-
Lippstadt und Kassel-Calden erwartet der Regionalrat Arnsberg bei Realisie-
rung des hessischen Flughafenprojekts unweigerlich negative Auswirkungen: 
Durch die Realisierung eines im wesentlichen aus öffentlichen Mitteln finan-
zierten Projektes in Hessen würde mit größter Wahrscheinlichkeit ein künftig 
ebenfalls dauerhaft zu subventionierender Flughafen Paderborn-Lippstadt 
erwachsen. 
 
Der Regionalrat bittet die hessische und nordrhein-westfälische Landesregie-
rung zu erörtern, ob in der gegebenen allgemeinwirtschaftlichen Situation und 
den „leeren öffentlichen Kassen“ die Realisierung des Projekts in Hessen tat-
sächlich unverzichtbar erscheint.  

 
Auf die kritischen Resolutionen des Kreistages des Kreises Soest sowie des 
Regionalrates Ostwestfalen, Detmold, nehmen wir Bezug. 
 

zu TOP 21: Der Regionalrat fasst bei 20 Ja-Stimmen und 17 Enthaltungen folgenden 
Beschluss: 
„Der Regionalrat nimmt die Vorlage zur Kenntnis und stellt damit das Beneh-
men her.“ 
 
Weiterhin beschließt der Regionalrat auf Vorschlag des Vorsitzenden ein-
stimmig folgende Ergänzung des Beschlussvorschlages: 
„Der Regionalrat missbilligt die bisherige Verfahrensweise nachdrücklich und 
fordert die Landesregierung auf, künftig originäre Rechte des Regionalrates 
angemessen zu berücksichtigen. 
 
Der Vorsitzende wird aufgefordert, den zuständigen Stellen der Landesregie-
rung die kritische Bewertung des Verfahrens entsprechend zu verdeutlichen.“ 

 
zu TOP 22: Es wurden diverse Mitteilungen zugesandt bzw. verteilt. 
  
 Der Vorsitzende informiert, dass Herr StS Palmen wegen Terminüberschnei-

dung nicht an einer der nächsten beiden Regionalratssitzungen teilnehmen 
kann. Er kündigt an, dass Herr Palmen voraussichtlich zu einer Kommissions-
sitzung eingeladen werden soll. Der Termin wird rechtzeitig bekannt gegeben 
und die Teilnahme an der Sitzung wird allen Regionalratsmitgliedern anheim 
gestellt.  

  
Herr Horneck bittet darum zu prüfen, ob die Sitzung der Verkehrskommission 
vom 14.09. auf den 07.09. vorverlegt werden kann.  

 
 Herr Regierungspräsident Diegel informiert über den aktuellen Sachstand 

zum Thema „Feinstaub“. 
 
zu TOP 23: Herr Liedmann mahnt die Beantwortung einer mündlichen Anfrage seiner 

Fraktion zum Thema Ergebnis der Verkehrszählungen im Zusammenhang mit 
der LKW-Maut an. Er weist darauf hin, dass die Verwaltung in der letzten Sit-



zung der Verkehrskommission zwar nicht über die Ergebnisse jedoch über 
das weitere Vorgehen des Ministeriums berichtet habe. Herr Eickhoff erklärt, 
dass weder die Bezirksregierung noch der Landesbetrieb Straßen NRW in 
den Entscheidungsprozess eingebunden waren und die Ergebnisse der Ver-
kehrszählung nicht vorliegen. Die Verwaltung sagt zu, das Ministerium um 
weiter gehende Informationen zu bitten und ggf. in der nächsten Sitzung der 
Verkehrskommission über das Ergebnis der Anfrage zu berichten. 

 
 Herr Pendzich beanstandet die Beantwortung der schriftlichen Anfrage der 

SPD Fraktion vom 08.12.2005. Seines Erachtens ist die Anfrage in wesentli-
chen Teilen nicht beantwortet. Darüber hinaus ist die SPD Fraktion mit der 
Verfahrensweise nicht einverstanden. Herr Regierungspräsident Diegel 
weist darauf hin, dass die Verfahrensweise mit der Fraktion abgesprochen sei 
und der Verwaltung keine weiter gehenden Informationen vorliegen. 

 

 Frau Cziehso weist darauf hin, dass mit Blick auf die Tagesordnung der 
nächsten Sitzung die vorliegenden Informationen zum Thema EU Ziel 2 För-
derung um das Themenfeld Frauen fördernde Einrichtungen ergänzt werden 
sollte. Frau Weiß bittet darum, das Thema Gender Mainstreaming ebenfalls 
einzubeziehen. Herr Regierungspräsident Diegel sagt zu, in der nächsten 
Sitzung entsprechend zu berichten. 

  
Der Vorsitzende beendet die Sitzung um 13.30 Uhr. 

 
 
 
......................................                                             ............................................. 
   Droege, Vorsitzender     Ewald, Ratsmitglied 
 

 

................................................. 
                 Wenner, Schriftführerin 

 























































Antrag zur Sitzung des Regionalrats am 23. März 2006, TOP 6

TOP 6: Schwerpunktthema: Erneuerbare Energien – neue rechtliche und
tatsächliche Rahmenbedingungen
 Information

Antrag:

Der Beschlussvorschlag wird wie folgt geändert (Änderungen kursiv):

„Der Regionalrat nimmt die Information zustimmend zur Kenntnis.

Auch ein landesweiter Diskussionsprozess zum regionalpanerischen Umgang mit 
erneuerbaren Energien ist aus Sicht des Regionalrates und der Bezirksregierung 
Arnsberg wünschenswert.

Die Bezirksregierung Arnsberg wird beauftragt, die weitere Entwicklung und den 
Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien im Regierungsbezirk zu fördern und über 
die weiteren Entwicklungen zeitnah zu berichten."

Begründung:

Erfolgt mündlich, sofern sie sich nicht bereits aus dem Text erschließt.

Werner Liedmann
Mitglied des Regionalrats gez. Peter Borgmann
Fraktionsvorsitzender Fraktionsgeschäftsführer

Bündnis 90/DIE GRÜNEN
Fraktion im Regionalrat des 
Regierungsbezirks 
Arnsberg

Peter Borgmann
Pol. Geschäftsführer

Tel. 0234-912 95 74
Fax 0234-916 03 06
Mobil: 0172-589 20 01
gruene-regionalrat@borgmanns.de

Diekampstraße 37, 44787 Bochum

Bankverbindung: Sparkasse Bochum 
Kto.Nr. 146 45 85 • BLZ 430 500 01

Bochum, den 20. März 2006

Bündnis 90/DIE GRÜNEN  - Diekampstr. 37 - 44787 Bochum



 

 
 
 
 
 
 
 
Regionalratssitzung am: 23.03.2006 Vorlage: 16/02/06 

Vorberatung in:    PK..........       SK..........        VK.......... 

TOP 17:  
 

22. Änderung des Regionalplanes, Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Oberbereich Dortmund - östlicher Teil – (Kreis Soest 
und Hochsauerlandkreis) im Kreis Soest -   
Regionalplanerische Umsetzung des Vogelschutzgebietes Hellweg-
börde als Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer 
Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes (BSLV) 

– Erarbeitungsbeschluss  

Berichterstatterin: Abteilungsdirektorin Ewert 
Bearbeiter/in:  LRD’in Richard 

tAng’e Neumann 
 
Beschlussvorschlag: 

1. Die 22. Änderung des Regionalplanes, Teilabschnitt Oberbereich Dortmund - östlicher Teil – 
(Kreis Soest und Hochsauerlandkreis) im Kreis Soest wird entsprechend den Anlagen 1, 2a und 
2b erarbeitet. 
 
2. Im Änderungsverfahren werden die in der Anlage 3 unter den Nummern 1 - 85 aufgeführten 
Behörden und Stellen beteiligt. 
 
3. Die Frist, innerhalb derer Bedenken und Anregungen vorgebracht werden können, 
wird auf 3 Monate festgesetzt. 
 
4. Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit gegeben, innerhalb von 2 Monaten zu dieser Änderung des 
Regionalplanes bei der Bezirksplanungsbehörde Stellung zu nehmen. 
 
Der Regionalrat stellt fest, dass die 22. Änderung des Regionalplanes in dem obigen 
Teilabschnitt gleichermaßen zur Erfüllung der europarechtlichen Verpflichtungen zur Si-
cherung des gemeldeten EU-Vogelschutzgebietes und zur Umsetzung der "Vereinbarung 
zum Schutz der Wiesenweihe und der anderen Offenlandarten in der Hellweg-Börde" 
dient. 
 
Er fordert die Bezirksregierung auf, auch die anderen sich aus dieser Vereinbarung erge-
benden Planungsverpflichtungen zeitnah zu erfüllen. So soll die bedarfsgerechte Darstel-
lung weiterer Siedlungsbereiche sowie die Sicherung der Abbauflächen der Steine- und 
Erdenindustrie in der Größenordnung eines 50jährigen Bedarfshorizontes innerhalb der 
Interessengebiete der Vereinbarung ebenfalls baldmöglichst erfolgen. Dies sollte im Zuge 
der Fortschreibung des Regionalplanes, Teilabschnitt Kreis Soest und HSK, geschehen, 
für den im Jahre 2007 der Erarbeitungsbeschluss ansteht. 
 
Der Regionalrat bittet die Bezirksregierung um die rechtzeitige Vorbereitung der hierfür 
erforderlichen Planungsarbeiten. 

 

     X 

Bezirksregierung Arnsberg 
Geschäftsstelle des Regionalrates 
E-Mail-Adresse:geschaeftsstelle.regionalrat@bezreg-arnsberg.nrw.de 

Tel.: 02931/82-2341, 2324, 2306 od. 2839 Fax.: 02931/82-46177 

Anlage VI 



Antrag zur Sitzung des Regionalrats am 23. März 2006, TOP 19

TOP 19: Arbeitsbericht des Wirtschaftsministeriums zur Rohstoffsicherung
 Stellungnahme 

Antrag:

Der Beschlussvorschlag wird unter Punkt 2 (Stellungnahme) wie folgt geändert:

„Der Regionalrat begrüßt die Vorlage dieses ersten Rohstoffberichtes als wichtige 
Grundlage für die weitere Diskussion zur Sicherung heimischer Steine-und-Erden 
Rohstoffe im Rahmen der Regionalplanung.

Die im Bericht genannten Eckpunkte einer Neuordnung der planerischen Rohstoff-
sicherung sind grundsätzlich zu begrüßen, vor allem da sie eine Flexibilisierung des 
bisher starren Planungshorizontes von 25 Jahren im entsprechenden Einzelfall auf bis 
zu 30 Jahren ermöglicht. Besonders die vorwiegend mittelständischen Unternehmen 
der Abgrabungsindustrie im Regierungsbezirk Arnsberg erhalten dadurch bis auf 
wenige Ausnahmen bei ihrer Gewinnung von Festgesteinen (vor allem Kalkstein, 
Grauwacke und Diabas) die Möglichkeit einer längeren Planungssicherheit, die durch 
den hohen Aufwand an Investitionskosten bei der Gewinnung von Festgesteinen 
gegenüber Lockergesteinen gerechtfertigt ist.

Für die Bemessung zukünftiger Planungshorizonte zur vorsorgenden Rohstoff-
sicherung bilden die tatsächlichen Absatzzahlen für die Bedarfsschätzung eine erste 
Orientierung, die der weiteren Verfeinerung im Hinblick auf den Eigenverbrauch der 
Region, der Markt- und Versorgungsbeziehungen sowie der Verwendung mineralisch 
besonders hochwertiger Rohstoffe bedarf.

Bündnis 90/DIE GRÜNEN
Fraktion im Regionalrat des 
Regierungsbezirks 
Arnsberg

Peter Borgmann
Pol. Geschäftsführer

Tel. 0234-912 95 74
Fax 0234-916 03 06
Mobil: 0172-589 20 01
gruene-regionalrat@borgmanns.de

Diekampstraße 37, 44787 Bochum
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Neue Genehmigungen sollen daher auf Grundlage eines qualifizierten Monitoring 
erfolgen, das den tatsächlichen Abbaufortschritt, die Absatzmengen und die 
Verwendung des Rohstoffes dokumentiert. Die regionalen Planungsträger haben es 
damit in der Hand, in ihrem Planungsraum eine wirtschafts-, sozial- und umwelt-
verträgliche Flächensicherung zu verwirklichen, die eine breite Zustimmung der 
Bevölkerung findet.

Dies dient dem Abbau unvermeidlicher Nutzungskonflikte und ermöglicht eine 
Abwägung zwischen den unterschiedlichen Interessen und Erfordernissen der Region.

Der Regionalrat Arnsberg fordert, bei einer Novellierung des Landesplanungsgesetzes 
Vorsorge zu treffen, dass auch nachfolgende Generationen noch heimische Rohstoffe 
mit den gleichen Chancen und Entwicklungsmöglichkeiten behalten, wie sie die 
derzeitige Generation vorgefunden hat.“

Begründung:

Erfolgt mündlich, sofern sie sich nicht bereits aus dem Text erschließt.

Werner Liedmann
Mitglied des Regionalrats gez. Peter Borgmann
Fraktionsvorsitzender Fraktionsgeschäftsführer










